
Hebung der Arbeitsdisziplin und der Arbeitsmoral bei­
trägt Folgender Fall erregte besonders die Empörung 
der Schulkinder: Ein Melker hatte, entgegen einer An­
weisung, Kühe zur Fütterung auf taufrischen Stoppel­
klee getrieben, so daß später 10 Kühe notgeschlachtet 
werden mußten. Die Schüler verurteilten das Verhalten 
des Melkers und begrüßten es, daß dieser bestraft 
wurde. Sie erzählten — wie wir erfuhren — diesen 
Fall zu Hause in ihrer LPG weiter. Das hatte zur Folge, 
daß sich die Arbeitsweise verschiedener, bisher nicht 
gut arbeitender Landarbeiter wesentlich verbesserte.

Im Herbst 1954 hatte das Kreisgericht aus Archiv­
beständen Dokumentensammlungen über die Terror­
methoden des Faschismus, über die Auswirkungen von 
kapitalistischen Wirtschaftskrisen auf die Bevölkerung 
sowie über das Recht des nichtehelichen Kindes im 
Wandel der Zeiten gezeigt. Insbesondere die Dokumen­
tensammlung über die Terrormethoden des Faschismus 
fand großes Interesse. Viele Schulen baten uns, ihnen 
das Material leihweise zur Verfügung zu stellen, um 
es im Gegenwartskundeunterricht verwerten zu kön­
nen. Auf Wunsch der Schulleitungen haben auch Rich­
ter im Gegenwartskundeunterricht über die Terror­
methoden der Adenauerjustiz und über unsere demo­
kratische Gesetzlichkeit gesprochen. Die Schüler haben 
unsere Ausführungen stets mit überaus großem Inter­
esse aufgenommen. In verschiedenen Fällen äußerten 
die Jugendlichen den Wunsch, Näheres über den Köl­
ner Kommunistenprozeß, über die Prozesse gegen 
Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, Georgi Dimitroff 
und über den Karlsruher Verbotsprozeß gegen die 
KPD zu erfahren. Wir haben zugesagt, ihnen auch 
hierüber Vorträge zu halten.

Die Mitwirkung bei der Erziehung unserer Jugend ist 
eine verantwortungsvolle Aufgabe, aber sie macht uns 
auch sehr viel Freude, denn wir sehen immer wieder, 
wie das Vertrauen der Jugendlichen zu unserer demo­
kratischen Justiz, zu unserer Staatsmacht überhaupt, 
ständig wächst — und dieser Erfolg verlohnt der 
Mühe.

WILHELM GRATZL,
Direktor des Kreisgerichts Meißen

Aufgaben des Staatsanwalts im Kampf 
gegen Betriebsunfälle

Ein in der Tätigkeit der Staatsanwälte vieler Kreise 
heute noch am Rande behandeltes oder gar vergessenes 
Gebiet ist die Kontrolle der Einhaltung von Arbeits­
schutzbestimmungen. Die im September auf Beschluß 
des Bundesvorstandes des FDGB durchgeführten Ar­
beitsschutzwochen geben mir Veranlassung, die Er­
fahrungen der Kreisstaatsanwaltschaft Aue auf diesem 
Gebiet mitzuteilen.

Im Verlauf unserer ständigen Bemühungen, eine enge 
Verbindung zu den Werktätigen herzustellen, erkann­
ten wir Anfang 1954, welche erstrangige Bedeutung die 
Arbeitsschutzgesetzgebung für den Schutz der Werktäti­
gen und für die Festigung unserer Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht hat. Wir begriffen, daß es nicht damit getan 
sein konnte, daß die damals durchschnittlich monatlich 
zehn Fälle echter Körperverletzung verschwanden, 
wenn allein in einem einzigen größeren Betrieb Monat 
für Monat zehn Arbeiter Körperverletzungen durch 
Betriebsunfälle erlitten. Wir begriffen auch, daß es 
nicht ausreicht, die Verbrechen gegen Volkseigentum 
zu bekämpfen, die uns jährlich im Kreis viele Tausende 
DM Schaden zufügen, wenn allein die durch Betriebs­
unfälle verursachten Ausfallstunden eines größeren Be­
triebes einen Schaden von Hunderttausenden DM be­
deuten. Wir begriffen schließlich, daß es nicht genügt, 
das persönliche Eigentum unserer Werktätigen vor 
Dieben zu schützen, wenn noch in verhältnismäßig 
hohem Maße die Gefahr besteht, daß der Werktätige 
durch Betriebsunfall seine Arbeitskraft einbüßt oder in 
seiner Erwerbsfähigkeit gemindert wird und dadurch 
trotz der großzügigen sozialen Maßnahmen unseres 
Staates der Arbeiter und Bauern unter Umständen viel 
größere finanzielle Nachteile erleidet, als jemals durch 
Diebstahl möglich ist.

Diese Erwägungen veranlaßten uns, Mittel und Wege 
zu suchen, um die Einhaltung aller Arbeitsschutz- und

Sicherheitsbestimmungen zu garantieren. Es bedurfte 
deshalb nur noch eines geringen Anstoßes durch die Be­
zirksstaatsanwaltschaft Karl-Marx-Stadt, um diesen 
entscheidenden Teil unserer Gesetzgebung zu einem 
festen, heute nicht mehr wegzudenkenden Bestandteil 
der täglichen Arbeit der Staatsanwaltschaft zu machen.

Gemeinsam mit der Arbeitsschutzinspektion Aue 
haben wir die bis dahin auf dem Gebiet des Arbeits­
schutzes geleistete Arbeit eingehend überprüft. Die 
Überprüfung ergab drei entscheidende Feststellungen, 
nämlich daß
1. die Zahl der Unfälle trotz vorbildlichster Maßnah­
men unseres Staates zur Gewährleistung der Sicherheit 
der Werktätigen steigt,
2. alle Unfälle zu vermeiden sind,
3. die gesamte Arbeit auf dem Gebiet des Arbeits­
schutzes bis dahin eine Angelegenheit weniger Kolle­
gen — mehr oder weniger der Arbeitsschutzinspektion 
und der Sicherheitsinspektionen bzw. der Sicherheits­
beauftragten — war und das gesamte Problem der Un­
fallbekämpfung fast ausschließlich nur von dem Ge­
sichtspunkt der technischen Sicherheit aus betrachtet 
wurde.

Bereits im Mai 1954 zog die Arbeitsschutzinspektion 
Aue mit unserer Unterstützung aus diesen Feststellun­
gen Lehren, und es wurde beschlossen, eine Arbeits­
schutzberatung der Betriebe des Kreises durchzuführen. 
Die gründliche Aussprache in dieser Konferenz führte 
zu einer Entschließung, in der sich alle Teilnehmer ver­
pflichteten, ab sofort alle Kräfte verstärkt dafür ein­
zusetzen, daß jeder Unfall vermieden wird und unfall­
freie Betriebe geschaffen werden. Die Entschließung 
schuf in ideologischer Hinsicht auf dem Gebiet des Ar­
beitsschutzes grundsätzlich Klarheit. Sie zeigte, daß 
Unfälle verhindert werden können, wenn die gesamte 
Belegschaft eines Betriebes um die Einhaltung der 
Sicherheitsvorschriften kämpft und die Unfallverhütung 
auf diese Weise zu einer Massenbewegung wird. Dar­
über hinaus gab die Entschließung methodische Anlei­
tungen für die Unfallbekämpfung.

Wenn auch in den der Konferenz folgenden Monaten, 
vor allem infolge einer Reihe Unfälle durch die Hoch­
wasserkatastrophe im Sommer 1954, keine Senkung der 
Gesamtzahl der Unfälle erreicht wurde, so gelang £s 
doch bereits acht größeren volkseigenen Betrieben, die 
vorher ständig Unfälle zu verzeichnen hatten, schon im
III. Quartal 1954 mindestens einen Monat lang unfall­
frei zu arbeiten. Ein Betrieb hatte im gesamten Quartal 
und vier Betriebe hatten zwei Monate lang keinen ein­
zigen Betriebsunfall zu melden. Seitdem konnte die 
Unfallquote im Kreise Aue ständig gesenkt werden, 
und bereits im IV. Quartal 1954 gelang es einem weite­
ren größeren volkseigenen Betrieb, das gesamte Quartal 
hindurch unfallfrei zu arbeiten. Heute können wir fest­
stellen, daß Betriebe mit 1000 und mehr Beschäftigten 
monatlich nur noch einen Unfall bis zwei Unfälle (ein­
schließlich Wegeunfälle) zu verzeichnen haben.

Die enge Verbindung zu den staatlichen und gewerk­
schaftlichen Arbeitsschutzorganen und zu den Betrieben 
hat es der Staatsanwaltschaft jetzt ermöglicht, die Auf­
merksamkeit aller für den Arbeitsschutz Verantwort­
lichen auf die Wegeunfälle zu lenken. Mir scheint es 
noch ein Überrest der alten Anschauung von der Un­
vermeidbarkeit der Unfälle zu sein, wenn die Kollegen 
in den Betrieben zwar anerkennen, daß auch Wege­
unfälle zu vermeiden sind, aber doch einwenden, daß 
man vom Betrieb aus keinen Einfluß auf diese Unfälle 
habe. Einige Betriebe werden deshalb sofort in Verbin­
dung mit der Volkspolizei und den örtlichen Räten Maß­
nahmen ergreifen, um auch den Wegeunfällen, die z. Z. 
bei uns in den Wintermonaten fast 25 Prozent und 
sogar in den Sommermonaten fast 10 Prozent aller Be­
triebsunfälle ausmachen, zu begegnen. Dadurch wird 
gleichzeitig die Verkehrspolizei bei ihrer Aufgabe, die 
Zahl der Straßenverkehrsunfälle zu senken und die 
Sicherheit im Straßenverkehr zu heben, die erforder­
liche Unterstützung der breiten Massen der Werktäti­
gen erhalten.

Schon durch diese allgemeine Mithilfe der Staatsan­
waltschaft bei der Lösung der Aufgaben des Arbeits­
schutzes wurde zweifellos entscheidend mit dazu beige­
tragen, die Einhaltung der demokratischen Gesetzlich-
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